
Verordnung 
über Einigungsstellen zur Beilegung von bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 

aufgrund des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
(Verordnung über Einigungsstellen) vom 4. Mai 2005 

 
 
 

I. Errichtung und Geschäftsführung, Aufsicht 
§ 1 Errichtung und Geschäftsführung 

(1) Bei den Industrie- und Handelskammern werden für 
deren Bezirke Einigungsstellen zur Beilegung von bür-
gerlichen Rechtsstreitigkeiten, in denen ein Anspruch 
aufgrund des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbe-
werb geltend gemacht wird (§ 15 Abs. 1 des Gesetzes 
gegen den unlauteren Wettbewerb vom 3. Juli 2004, 
BGBl. I S. 1414), errichtet.  
(2) Die Industrie- und Handelskammer führt die Ge-
schäfte der Einigungsstelle. 
 

§ 2 Aufsicht 
Die Aufsicht über die Einigungsstellen übt der Minister 
für Wirtschaft, Mittelstand und Technologie (Aufsichts-
behörde) aus. 
 

II. Organisation 
§ 3 Vorsitzender 

(1) Die Industrie- und Handelskammer ernennt den Vor-
sitzenden und mindestens einen Stellvertreter auf die 
Dauer von vier Kalenderjahren. Vor der Ernennung sind 
die Handwerkskammern, deren Bezirke sich ganz oder 
teilweise mit dem Bezirk der Einigungsstelle decken 
(beteiligte Handwerkskammern), und die Verbraucher-
Zentrale Nordrhein-Westfalen e. V. zu hören.  
(2) Die Industrie- und Handelskammer hat die Ernen-
nung zu widerrufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 
 

§ 4 Beisitzer 
(1) Die Beisitzer sollen im Bezirk der Einigungsstelle 
tätige angesehene Gewerbetreibende und Verbraucher 
sein. Als Gewerbetreibende gelten auch vertretungsbe-
rechtigte Mitglieder von Gesellschaftsorganen, Prokuri-
sten und Handlungsbevollmächtigte. Soweit die Eini-
gungsstelle mit Verbrauchern als Beisitzern zu beset-
zen ist, sollen diese in Verbraucherfragen erfahren sein 
und ihren Hauptwohnsitz im Bezirk der Einigungsstelle 
haben.  
(2) Die Industrie- und Handelskammer hat die Liste der 
Beisitzer rechtzeitig für das Kalenderjahr aufzustellen. 
Sie hat dabei die Vorschläge der ihr nicht angehören-
den Gewerbetreibenden des Bezirks der Einigungs-
stelle für die Besetzung mit Gewerbetreibenden und die 
Vorschläge der Verbraucher-Zentrale Nordrhein-West-
falen e. V. für die Besetzung mit Verbrauchern zu be-
rücksichtigen. Die Liste der Beisitzer ist im Mitteilungs-
blatt oder in sonst geeigneter Weise bekanntzugeben. 
 

III. Verfahren 
§ 5 Anträge 

Anträge sind schriftlich mit Begründung in mindestens 
drei Stücken unter Bezeichnung der Beweismittel und 
Beifügung etwa vorhandener Urkunden und sonstiger 
Beweisstücke einzureichen oder zur Niederschrift zu 
erklären. 
 

§ 6 Einigungsverhandlung 
(1) Die Verhandlung ist nicht öffentlich; der Vorsitzende 
kann bei Vorliegen eines berechtigten Interesses Drit-
ten die Anwesenheit gestatten. § 128 Abs. 1 und § 136 
der Zivilprozessordnung gelten sinngemäß.  
(2) Die Einigungsstelle kann Zeugen und Sachverstän-
dige anhören. Das Erscheinen vor der Einigungsstelle 
ist für diese Personen freiwillig. Die Beeidigung von 
Zeugen oder Sachverständigen oder einer Partei ist 
nicht zulässig.  

(3) Der Vorsitzende kann den anwesenden Personen 
die Geheimhaltung von Tatsachen, die ihnen durch das 
Verfahren bekannt werden, zur Pflicht machen. 
 

§ 7 Ladungsfrist 
Zur mündlichen Verhandlung werden die Parteien von 
dem Vorsitzenden geladen. Die Ladungsfrist beträgt 
drei Tage; sie kann vom Vorsitzenden abgekürzt oder 
verlängert werden. 
 

§ 8 Persönliches Erscheinen 
(1) Ordnet der Vorsitzende das persönliche Erscheinen 
der Parteien an, so ist die Ladung der Partei selbst zu-
zustellen, auch wenn sie einen Vertreter bestellt hat. 
Die Partei ist auf die Folgen ihres Ausbleibens in der 
Ladung hinzuweisen.  
(2) Ordnungsgelder nach § 15 Abs. 5 Satz 2 des Ge-
setzes gegen den unlauteren Wettbewerb werden wie 
Beiträge der Industrie- und Handelskammer eingezo-
gen und beigetrieben. Die eingehenden Beträge 
verbleiben der Industrie- und Handelskammer. 
 

§ 9 Abstimmung 
(1) Die Beschlüsse der Einigungsstelle werden mit 
Stimmenmehrheit gefasst; bei Stimmengleichheit gibt 
der Vorsitzende den Ausschlag.  
(2) Die Mitglieder der Einigungsstelle sind verpflichtet, 
über den Hergang bei der Beratung und Abstimmung 
Stillschweigen zu bewahren. 
 

§ 10 Niederschrift 
(1) Über jede Verhandlung ist eine Niederschrift zu ferti-
gen. Sie soll Ort und Tag der Verhandlung, die Bezeich-
nung der Beteiligten und der bei der Verhandlung 
mitwirkenden Personen sowie das Ergebnis der Ver-
handlung enthalten. Zu den Verhandlungen kann ein 
Schriftführer zugezogen werden.  
(2) Die Verhandlungsniederschrift ist vom Vorsitzenden 
und, sofern ein Schriftführer zugezogen worden ist, 
auch von diesem zu unterzeichnen. 
 

IV. Entschädigung, Kosten des Verfahrens 
§ 11 Entschädigung 

(1) Der Vorsitzende und die Beisitzer erhalten auf An-
trag eine Entschädigung für Fahrtkosten, Aufwand und 
sonstige Aufwendungen in entsprechender Anwendung 
der §§ 5 bis 7 des Gesetzes über die Vergütung von 
Sachverständigen, Dolmetscherinnen, Dolmetschern, 
Übersetzerinnen und Übersetzern sowie die Entschädi-
gung von ehrenamtlichen Richterinnen, ehrenamtlichen 
Richtern, Zeuginnen, Zeugen und Dritten (Justizvergü-
tungs- und -entschädigungsgesetz - JVEG). Die Indu-
strie- und Handelskammer kann dem Vorsitzenden und 
den Beisitzern auf Antrag eine Entschädigung für deren 
Zeitversäumnis in entsprechender Anwendung der 
§§ 15 bis 18 des Justizvergütungs- und -entschädi-
gungsgesetzes gewähren.  
(2) Die Entschädigung für Zeitversäumnis des 
Vorsitzenden kann bis auf das Zweifache der nach 
§§ 15 bis 18 des Justizvergütungs- und -entschädi-
gungsgesetzes zulässigen Höhe angehoben werden.  
(3) Zeugen und Sachverständige, die mit Zustimmung 
der Einigungsstelle erschienen oder angehört worden 
sind, erhalten von der Industrie- und Handelskammer 
auf Antrag eine Entschädigung bzw. Vergütung nach 
dem Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz. 
 



§ 12 Kosten des Verfahrens 
(1) Für das Verfahren vor der Einigungsstelle werden 
Gebühren nicht erhoben.  
(2) Die nach § 11 entstandenen Auslagen werden vom 
Vorsitzenden festgestellt. Die Industrie- und Handels-
kammer kann die Erstattung dieser Auslagen verlan-
gen.  
(3) Die Einigungsstelle hat eine gütliche Einigung der 
Parteien über die Verteilung der nach Absatz 2 festge-
stellten Auslagen anzustreben; dies gilt auch dann, 
wenn eine Einigung in der Sache selbst nicht zustande 
kommt.  
(4) Kommt eine Einigung über die Verteilung der festge-
stellten Auslagen nicht zustande, entscheidet die Eini-
gungsstelle nach billigem Ermessen. Die ihr entstan-
denen Kosten trägt jede Partei selbst.  
(5) Gegen die Feststellung nach Absatz 2 und gegen die 
Entscheidung nach Absatz 4 findet die sofortige Be-

schwerde nach den Vorschriften der Zivilprozessord-
nung an das für den Sitz der Einigungsstelle zuständige 
Landgericht (Kammer für Handelssachen oder, falls es 
an einer solchen fehlt, Zivilkammer) statt.  
(6) Für die Beitreibung der festgestellten Auslagen gilt 
§ 8 Abs. 2 Satz 1. 
 

V. Schlussbestimmungen 
§ 13 

Die Verordnung über Einigungsstellen zur Beilegung 
von Wettbewerbsstreitigkeiten in der gewerblichen Wirt-
schaft (Verordnung über Einigungsstellen) vom 15. April 
1958 (GV. NW. S. 141) wird aufgehoben. 
 

§ 14 
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

 
 

§ 15 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
 

§ 15 Einigungsstellen 
 (1) Die Landesregierungen errichten bei Industrie- und 
Handelskammern Einigungsstellen zur Beilegung von 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, in denen ein Anspruch 
auf Grund dieses Gesetzes geltend gemacht wird (Eini-
gungsstellen).  
 (2) Die Einigungsstellen sind mit einer vorsitzenden 
Person, die die Befähigung zum Richteramt nach dem 
Deutschen Richtergesetz hat, und beisitzenden Personen 
zu besetzen. Als beisitzende Personen werden im Falle 
einer Anrufung durch eine nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 zur Gel-
tendmachung eines Unterlassungsanspruchs berechtigte 
qualifizierte Einrichtung Unternehmer und Verbraucher in 
gleicher Anzahl tätig, sonst mindestens zwei sachver-
ständige Unternehmer. Die vorsitzende Person soll auf 
dem Gebiet des Wettbewerbsrechts erfahren sein. Die 
beisitzenden Personen werden von der vorsitzenden 
Person für den jeweiligen Streitfall aus einer alljährlich für 
das Kalenderjahr aufzustellenden Liste berufen. Die 
Berufung soll im Einvernehmen mit den Parteien erfol-
gen. Für die Ausschließung und Ablehnung von Mitglie-
dern der Einigungsstelle sind die §§ 41 bis 43 und § 44 
Abs. 2 bis 4 der Zivilprozessordnung entsprechend an-
zuwenden. Über das Ablehnungsgesuch entscheidet das 
für den Sitz der Einigungsstelle zuständige Landgericht 
(Kammer für Handelssachen oder, falls es an einer sol-
chen fehlt, Zivilkammer).  
 (3) Die Einigungsstellen können bei bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten, in denen ein Anspruch auf Grund 
dieses Gesetzes geltend gemacht wird, angerufen wer-
den, wenn der Gegner zustimmt. Soweit die Wettbe-
werbshandlungen Verbraucher betreffen, können die 
Einigungsstellen von jeder Partei zu einer Aussprache mit 
dem Gegner über den Streitfall angerufen werden; einer 
Zustimmung des Gegners bedarf es nicht.  
 (4) Für die Zuständigkeit der Einigungsstellen ist § 14 
entsprechend anzuwenden.  
 (5) Die der Einigungsstelle vorsitzende Person kann 
das persönliche Erscheinen der Parteien anordnen. Ge-
gen eine unentschuldigt ausbleibende Partei kann die 
Einigungsstelle ein Ordnungsgeld festsetzen. Gegen die 
Anordnung des persönlichen Erscheinens und gegen die 
Festsetzung des Ordnungsgeldes findet die sofortige 
Beschwerde nach den Vorschriften der Zivilprozessord-
nung an das für den Sitz der Einigungsstelle zuständige 
Landgericht (Kammer für Handelssachen oder, falls es an 
einer solchen fehlt, Zivilkammer) statt.  
 (6) Die Einigungsstelle hat einen gütlichen Ausgleich 
anzustreben. Sie kann den Parteien einen schriftlichen, 
mit Gründen versehenen Einigungsvorschlag machen. 
Der Einigungsvorschlag und seine Begründung dürfen 
nur mit Zustimmung der Parteien veröffentlicht werden.  

 (7) Kommt ein Vergleich zustande, so muss er in einem 
besonderen Schriftstück niedergelegt und unter Angabe 
des Tages seines Zustandekommens von den Mitglie-
dern der Einigungsstelle, welche in der Verhandlung 
mitgewirkt haben, sowie von den Parteien unterschrieben 
werden. Aus einem vor der Einigungsstelle geschlosse-
nen Vergleich findet die Zwangsvollstreckung statt; 
§ 797a der Zivilprozessordnung ist entsprechend anzu-
wenden.  
 (8) Die Einigungsstelle kann, wenn sie den geltend ge-
machten Anspruch von vornherein für unbegründet oder 
sich selbst für unzuständig erachtet, die Einleitung von 
Einigungsverhandlungen ablehnen.  
 (9) Durch die Anrufung der Einigungsstelle wird die 
Verjährung in gleicher Weise wie durch Klageerhebung 
gehemmt. Kommt ein Vergleich nicht zustande, so ist der 
Zeitpunkt, zu dem das Verfahren beendet ist, von der 
Einigungsstelle festzustellen. Die vorsitzende Person hat 
dies den Parteien mitzuteilen.  
 (10) Ist ein Rechtsstreit der in Absatz 3 Satz 2 bezeich-
neten Art ohne vorherige Anrufung der Einigungsstelle 
anhängig gemacht worden, so kann das Gericht auf An-
trag den Parteien unter Anberaumung eines neuen Ter-
mins aufgeben, vor diesem Termin die Einigungsstelle 
zur Herbeiführung eines gütlichen Ausgleichs anzurufen. 
In dem Verfahren über den Antrag auf Erlass einer einst-
weiligen Verfügung ist diese Anordnung nur zulässig, 
wenn der Gegner zustimmt. Absatz 8 ist nicht anzuwen-
den. Ist ein Verfahren vor der Einigungsstelle anhängig, 
so ist eine erst nach Anrufung der Einigungsstelle erho-
bene Klage des Antragsgegners auf Feststellung, dass 
der geltend gemachte Anspruch nicht bestehe, nicht 
zulässig.  
 (11) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die zur Durchführung der vorstehen-
den Bestimmungen und zur Regelung des Verfahrens vor 
den Einigungsstellen erforderlichen Vorschriften zu erlas-
sen, insbesondere über die Aufsicht über die Einigungs-
stellen, über ihre Besetzung unter angemessener Betei-
ligung der nicht den Industrie- und Handelskammern 
angehörenden Unternehmern (§ 2 Abs. 2 bis 6 des Ge-
setzes zur vorläufigen Regelung des Rechts der Indu-
strie- und Handelskammern in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 701-1, veröffentlichten berei-
nigten Fassung) und über die Vollstreckung von Ord-
nungsgeldern sowie Bestimmungen über die Erhebung 
von Auslagen durch die Einigungsstelle zu treffen. Bei 
der Besetzung der Einigungsstellen sind die Vorschläge 
der für ein Bundesland errichteten, mit öffentlichen Mitteln 
geförderten Verbraucherzentralen zur Bestimmung der in 
Absatz 2 Satz 2 genannten Verbraucher zu berücksichti-
gen. 


